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Spätestens seit Bundespräsident Köhler Sym-
pathien für diese Idee geäußert hat,1 ist der Vor-

schlag eines Grundeinkommens in der allgemeinen 
wirtschafts- und sozialpolitischen Diskussion ange-
kommen. Unter den Ökonomen hat sich insbesondere 
Straubhaar dafür stark gemacht.2

Ein Grundeinkommen ist nach Vanderborght und 
Van Parijs „ein Einkommen, das von einem politischen 
Gemeinwesen an alle seine Mitglieder ohne Bedürf-
tigkeitsprüfung und ohne Ge genleistung ausgezahlt 
wird“3. Das Grundeinkommen ist somit ein Transfer, 
den ausnahms los jeder Einwohner vom Staat erhält 
und der durch die eigenen (zu versteuernden) Markt-
einkommen aufgestockt wird. Häufi g wird zusätzlich 
gefordert, das Grundeinkommen solle ein existenzsi-
cherndes Niveau haben. Die folgende Diskussion wird 
zeigen, dass es tatsäch lich den Großteil seiner inten-
dierten Zwecke nur erfüllen kann, wenn es mindestens 
exis tenzsichernd ist.

Die Frage, wie ein solches Einkommen ausgestaltet 
wird, und insbesondere in welchem Verhältnis es zum 
bestehenden Steuer- und Sozialsystem stehen soll, 
wird von seinen An hängern nicht einheitlich beantwor-
tet.4 In der Regel wird davon ausgegangen, dass das 
Grundeinkommen vorhandene Leistungen der Min-
destsicherung (wie z.B. das Arbeitslosen geld II oder 
die Sozialhilfe) ersetzen soll. Weitere steuerfi nanzierte 
Transfers wie das Kin dergeld, das Wohngeld oder die 
Ausbildungsförderung gehen im Grundeinkommen auf. 
Au ßerdem tritt es an die Stelle des Grundfreibetrags 
bei der Lohn- und Einkommensteuer. Da die Existenz-
sicherung durch das Grundeinkommen gewährleistet 
ist, wird das hinzuverdiente eigene Markteinkommen 
vom ersten Euro an besteuert. Bei der Mehrzahl der Er-
werbstätigen müssten die zu zahlenden Steuern natür-
lich das empfangene Grundeinkommen übersteigen. 

Wird es mit der Steuerschuld verrechnet, entsteht ein 
System „negativer Einkommensteuer“, wie es bereits 
in den 1960er Jahren z.B. von Friedman oder Tobin 
vorgeschlagen wurde:5 Erwerbslose und Geringverdie-
ner erhalten netto eine Auszahlung, Bezieher mittlerer 
und höherer Einkommen müssen netto Steuern zah-
len in dem somit integrierten Steuer- und Grundein-
kommenssystem. Ob das Grundeinkommen in dieser 
Weise sofort mit den zu zah lenden Steuern verrechnet 
wird („negative Einkommensteuer“ im engeren Sinne 
des Wortes) oder separat neben das Steuersystem ge-
stellt wird („Sozialdividende“ oder Grundeinkom men 
im engeren Sinne des Wortes), ist dabei eher als ver-
waltungstechnische Frage einzu stufen.

Meistens wird vorgesehen, mit dem Grundeinkom-
men nicht nur steuerfi nanzierte Transfer einkommen, 
sondern auch Leistungen der Sozialversicherung zu 
ersetzen. Dies ist konse quent, da auch die Arbeitslo-
sen- und die Rentenversicherung zu einem wesent-
lichen Teil der fi nanziellen Existenzsicherung dienen. 
Soll die Sicherung des Existenzminimums in dem ei-
nen Transfer „Grundeinkommen“ zusammengefasst 
werden, dann sind diese beiden Zweige der Sozial-
versicherung teilweise durch das Grundeinkommen zu 
ersetzen. 

Der noch weiter reichende Vorschlag sieht vor, die 
gesamte Sozialversicherung durch das Grundeinkom-

1 Vgl. H. K ö h l e r, Interview in der Zeitschrift Stern 1/2006 vom 
29.12.2005.

2 Vgl. T. S t r a u b h a a r : Mindestsicherung statt Mindestlohn, in: WIRT-
SCHAFTSDIENST, 86. Jg. (2006), H. 4, S. 210 f.

3 Y. Va n d e r b o rg h t , P. Van P a r i j s : Ein Grundeinkommen für alle? 
Geschichte und Zukunft eines radikalen Vorschlags, Frankfurt, New 
York 2005, S. 14.

4 Für einen Überblick über verschiedene Konzeptionen vgl. R. 
B l a s c h k e : Garantierte Mindesteinkommen, Modelle von Grund-
sicherungen und Grundeinkommen im Vergleich, Meißen, Dresden 
2005.

5 Vgl. M. F r i e d m a n : Capitalism and Freedom, Chicago 1962; vgl. J. 
To b i n : The case for an income guarantee, in: The Public Interest, Nr. 
4 (1966), S. 31-41.
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men voll zu ersetzen.6 Insbesondere bei der Renten-
versicherung wirft dieser Vorschlag weit reichende 
Folgefragen auf. Denn da die meisten Menschen im 
Alter nicht mit einem Grundeinkommen zufrieden sein 
würden, wäre die Ergänzung des Grund einkommens 
im Alter durch private Vorsorge notwendig. Dies würde 
die weitgehende Um stellung der Alterssicherung vom 
Umlageverfahren auf ein privat zu organisierendes 
Kapital deckungsverfahren bedeuten. Vorteile und 
Nachteile des Kapitaldeckungsverfahrens (wie das 
Problem der Systemumstellung, mögliche Effekte für 
die Sachkapitalbildung oder die erhöhte Anfälligkeit 
der Alterssicherung gegenüber Kapitalmarktrisiken) 
werden hier nicht weiter diskutiert.

Über die Frage, welche Steuern für die Finanzierung 
des Grundeinkommens in Frage kom men, gehen die 
Meinungen weit auseinander. So wird sowohl eine Fi-
nanzierung über ein verändertes und mit dem Grund-
einkommen integriertes System der Lohn- und Einkom-
mensteuer diskutiert7 als auch die Finanzierung aus-
schließlich über indirekte Steuern vorge schlagen.8 
Wieder andere Modelle verbinden das Grundeinkom-
men mit diversen verteilungs-, umwelt- und entwick-
lungspolitischen Zielen und schlagen deshalb Finan-
zierungsbeiträge durch Vermögens-, Luxus-, Ökosteu-
ern oder eine Tobin-Steuer vor.9

Argumente für das Grundeinkommen

Eine Vielzahl von Argumenten wird für das Grund-
einkommen vorgetragen. Für viele ist die radikale Ver-
einfachung der sozialen Sicherungssysteme wichtig, 
durch die es möglich wird, Verwaltungskosten einzu-
sparen und die innere Schlüssigkeit des Systems zu 
verbessern. Mitschke kritisiert beispielsweise, dass 
im derzeitigen System oft viele steuer- und sozialpoli-
tische Maßnahmen unübersichtlich nebeneinander 
stehen und zu wenig aufeinander abge stimmt sind.10 
Oft wird ein sozialpolitisches Ziel mit mehreren sowohl 
steuerlichen als auch sozialpolitischen Instrumenten 
verfolgt, was hohe Verwaltungskosten verursacht und 

6 Vgl. T. S t r a u b h a a r , a.a.O.; vgl. Hamburgisches WeltWirtschaftsIn-
stitut (HWWI): Grundeinkommen sichert die Nachhaltigkeit des Sozial-
staats und sorgt für mehr Beschäftigung in Deutschland, Pressemittei-
lung vom 20.4.2006.
7 Vgl. H. P e l z e r , U. F i s c h e r : Bedingungsloses Grundeinkommen 
für alle – Ein Vorschlag zur Gestaltung und Finanzierung der Zukunft 
unserer sozialen Sicherung, Diskussionspapier, Ulm, Dortmund 2004.
8 Vgl. G. We r n e r : Was bringt ein bedingungsloses Grundeinkom-
men?, in: B. S u c h y  (Hrsg.): Was jetzt zu tun ist, Berlin 2005, S. 41 ff.
9 Vgl. beispielsweise R. We l t e r : Solidarische Marktwirtschaft durch 
Grundeinkommen, Konzeptionen für eine nachhaltige Sozialpolitik, 
Aachen 2003.
10 Vgl. J. M i t s c h k e : Abstimmung von steuerfi nanzierten Soziallei-
stungen und Einkommensteuer durch Integration, in: M. R o s e  (Hrsg.): 
Integriertes Steuer- und Sozialsystem, Heidelberg 2003, S. 463-479.

dazu führen kann, dass das Gesamtergebnis keiner 
klaren Systematik mehr folgt. Beispielsweise wird für 
die Garantie eines Existenzminimums die Sozialhilfe 
bzw. das Arbeitslosengeld II ebenso eingesetzt wie 
der Grundfreibetrag der Einkommensteuer oder Leis-
tungen der So zialversicherung. In der einen Sozialleis-
tung „Grundeinkommen“ könnte eine Vielzahl von bis-
lang voneinander getrennten steuerfi nanzierten Trans-
fers und Steuervergünstigungen zusammengefasst 
werden. Das Grundeinkommen könnte Sozialhilfe, Ar-
beitslosengeld II, Ausbildungsförderung, Kindergeld, 
Wohngeld, eine Vielzahl von sozialpolitisch motivierten 
Steuervergünstigungen einschließlich dem Grundfrei-
betrag der Einkommensteuer und Teile von Zweigen 
der Sozialversicherung ersetzen und so zu einer ein-
facheren und in sich schlüssigeren Form sozialer Ab-
sicherung führen. Mit dieser Zusammenfassung vieler 
In strumente in einem würde das System transparenter. 
Außerdem könnten in der Steuer- und Sozialverwal-
tung erhebliche Mittel eingespart werden.

Wird das Grundeinkommen zum Ersatz beitragsfi -
nanzierter Sicherungssysteme eingesetzt, dann führt 
dies zu einem weiteren Argument: der Entlastung des 
Produktionsfaktors Arbeit von den Kosten der sozialen 
Sicherung.11 Da derzeit die soziale Sicherung zu einem 
großen Teil durch Sozialversicherungsbeiträge (mit Be-
teiligung der Arbeitgeber) fi nanziert wird, ver teuert der 
Sozialstaat direkt die Beschäftigung von Arbeitskräften 
und trägt so zur unfreiwilli gen Arbeitslosigkeit bei. Um-
gekehrt hat in diesem System der Beschäftigungsrück-
gang ei nen doppelt negativen Effekt auf die soziale Si-
cherung: eine schrumpfende Finanzierungs grundlage 
und einen erhöhten Bedarf für die Finanzierung der 
Lohnersatzleistungen der Ar beitslosen. Insoweit das 
Grundeinkommen an die Stelle der Sozialversicherung 
tritt, wird die bestehende Beitragsfi nanzierung durch 
eine Steuerfi nanzierung ersetzt, sodass auch andere 
Produktionsfaktoren an den Kosten beteiligt werden 
und soziale Leistungen sich nicht mehr unmittelbar als 
Verteuerung des Faktors Arbeit auswirken. So könnte 
das Grundeinkommen die Nachfrage der Unterneh-
men nach Arbeitskräften erhöhen. Wie wirkungsvoll 
dies wäre, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Bei 
einer Finanzierung durch eine erhöhte Lohn- und Ein-
kommensteuer oder durch indirekte Steuern würden 
die Kosten des Produktionsfaktors Arbeit nur dann 
sinken, wenn die Bruttolöhne nicht entsprechend er-
höht würden. Für den Gesamteffekt auf die Arbeits-
kosten ist daher entscheidend, inwieweit die Lohnpo-
litik auf Steuererhöhungen mit entsprechend höheren 

11 Vgl. T. S t r a u b h a a r , a.a.O.; vgl. Hamburgisches WeltWirtschafts-
Institut (HWWI), a.a.O.
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Tarifabschlüssen reagiert. Außerdem ist wich tig, wie 
sich das Grundeinkommen selbst als neuer Einkom-
mensbestandteil der Arbeitneh mer auf die Lohnpolitik 
auswirkt. In jedem Fall würde jedoch die Steuerfi nan-
zierung dazu führen, dass durch die Beteiligung an-
derer Einkommensarten und -quellen (insbesondere 
Kapitaleinkommen) an der Finanzierung die Belastung 
des Faktors Arbeit gemindert würde. Generell wäre mit 
dem Grundeinkommen der direkte Zusammenhang 
von sozialer Sicherung und Arbeitskosten gelockert.

Während das Grundeinkommen deshalb von vie-
len als Hilfe bei der Schaffung von Arbeits plätzen an-
gesehen wird, ist es für andere die Konsequenz aus 
dem anhaltenden Misserfolg bei der Bekämpfung 
der Erwerbsarbeitslosigkeit. Einerseits bleibt die Re-
duzierung der un freiwilligen Arbeitslosigkeit notwen-
digerweise ein zentrales wirtschaftspolitisches Ziel. 
An dererseits stellt sich aber bei anhaltend hoher Er-
werbsarbeitslosigkeit parallel die sozialpoli tische 
Frage, wie die Teilnahme von Arbeitslosen am gesell-
schaftlichen Leben und ihre Existenzsicherung garan-
tiert werden können, ohne durch hohe Lohnneben-
kosten das Prob lem selbst noch mehr zu verschärfen. 
Solange der gesellschaftliche Zusammenhalt nicht 
durch die Schaffung neuer Erwerbsarbeitsplätze ga-
rantiert werden kann, muss er durch so ziale Maßnah-
men zur Absicherung der Arbeitslosen selbst erhalten 
werden. Durch seine höhere Verlässlichkeit trägt das 
Grundeinkommen besser als das derzeitige an enge 
Bedin gungen geknüpfte Arbeitslosengeld II zur gesell-
schaftlichen Integration der Arbeitslosen bei. Daher 
ist das Grundeinkommen für viele seiner Befürworter 
auch die Antwort auf die Frage, wie angesichts anhal-
tender hoher Arbeitslosigkeit Armut wirksam und dau-
erhaft verhindert werden kann.

Konsequenz geänderter Problemlage

Das Grundeinkommen ist für viele seiner Anhänger 
eine Konsequenz der Veränderung der Problemlagen, 
auf die der Sozialstaat eine Antwort zu geben hat. Frü-
her stand die Absicherung der Industriearbeiterschaft 
im Mittelpunkt sozialpolitischer Bemühungen. Folg-
lich wurden soziale Sicherungssysteme geschaffen, 
die an die Probleme von Erwerbstätigen anknüpfen. 
Bis heute ist in Deutschland der lebenslang vollzeiter-
werbstätige Familienvater das Leitbild der Sozialver-
sicherung. Dieses Leitbild passt jedoch immer weni-
ger in die neuere Zeit. Ursache für soziale Probleme 
sind heute nicht mehr so sehr die Zugehörigkeit zur 
Industriearbeiterschaft, sondern sind immer mehr 
Langzeiterwerbslosigkeit, unstete Erwerbsbiografi en, 
die Zunahme der nicht-sozialversicherungspfl ichtigen 
Beschäftigungsverhältnisse, mangelnde Bildung, die 

schwindende Bedeutung traditioneller Familienstruk-
turen und eine wachsende Zahl von Alleinerziehenden. 
Indem ein steuerfi nanziertes System – im Gegensatz 
etwa zur Renten- oder Arbeitslosenversicherung – die 
soziale Unterstützung nicht von vorangegangenen 
langen Beitragszeiten abhängig macht, kann es bes-
ser als die Sozialversicherung diese Probleme lösen. 
In dem Maße, in dem soziale Probleme dieser Art an 
Bedeutung gewinnen, muss die steuerfi nanzierte Exis-
tenzsicherung ihren Charakter einer in Ausnahmefäl-
len gewährten Nothilfe aufgeben und stattdessen zur 
sozialstaatlichen Normalität werden.

Viele Anhänger des Grundeinkommens versprechen 
sich zugleich eine Aktivierung im Bereich nicht-markt-
vermittelter Arbeiten. Eine große Zahl gesellschaftlich 
notwendiger Arbeiten wird jenseits der Märkte geleis-
tet, insbesondere in der Familie (z.B. bei der Kinder-
erziehung oder der Pfl ege) oder im ehrenamtlichen 
Bereich. Im bestehenden System werden solche Tä-
tigkeiten nicht als der Erwerbsarbeit gleichwertige Ar-
beiten anerkannt. Die fi nanzielle Absicherung durch 
ein Grundeinkommen würde die Verrichtung solcher 
Arbeiten deutlich fördern und so zur Wohlfahrt der 
Gesellschaft beitragen.12 Dem steht jedoch die Nutzen-
einbuße der stärker belasteten Steuerzahler gegen-
über.

Während die meisten Menschen darin übereinstim-
men, dass der Sozialstaat grundsätzlich eine Umver-
teilung von Reich zu Arm vornehmen soll (wobei das 
Ausmaß umstritten bleibt), entspricht das bestehende 
System insbesondere in Deutschland dieser Norm nur 
unzureichend. Da die Bezieher sehr hoher Einkom-
men der Sozialversicherungspfl icht nicht unterliegen 
und die Ärmsten der Gesellschaft mangels eigener 
Einzahlungen oft keine oder zu geringe Ansprüche 
aus der Sozialversicherung haben, betreibt die Sozi-
alversicherung – als Kern des deutschen Sozialstaats 
– vor allem eine aufwändige Umverteilung innerhalb 
der Mittelschichten.13 Steuerfi nanzierte Leistungen der 
Sozialhilfe bzw. des Arbeitslosengelds II erhalten die 
ökonomisch Schwächsten der Gesellschaft nur dann, 
wenn sie nicht durch Angehörige bzw. Mitglieder der 
Bedarfsgemeinschaft unterstützt werden können. 
Dieser Vorrang familiärer Unterhaltsansprüche bedeu-
tet jedoch, dass bei der Hilfe für die Ärmsten weitge-
hend innerhalb derselben sozialen Schicht umverteilt 
wird. Demgegenüber würde das Grundeinkommen 
die Beteiligung aller an den Kosten sicherstellen, die 

12 Vgl. R. We l t e r , a.a.O.
13 Vgl. B. K ü l p : Umverteilung zugunsten der nicht ganz Armen und 
zu Lasten der nicht ganz Reichen?, in: E. D ü r r  (Hrsg.): Beiträge zur 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Festschrift für Th. Pütz, Berlin 
1975, S. 227-241.
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Wohlhabenden einbeziehen und die Ansprüche der 
Schwächsten der Gesellschaft verbessern, insgesamt 
also die Umverteilung zielgenauer (und zugleich trans-
parenter) gestalten.

Oft wird argumentiert, der Sozialstaat, der die Fol-
gen der Arbeitslosigkeit auffangen wolle, sei genau 
dadurch selbst ein Verursacher zusätzlicher Arbeitslo-
sigkeit, weil er dazu führe, dass die Arbeitsaufnahme 
sich fi nanziell nicht hinreichend lohne. Wird in einer 
Gesellschaft eine Mindestsicherung durch staatliche 
Sozialleistungen garantiert, dann stellt sich die Fra-
ge, ob dadurch nicht Leistungsanreize insbesondere 
bei denjenigen Arbeitskräften fehlen, deren Produkti-
vität so niedrig ist, dass sie nur für ein Lohneinkom-
men unterhalb der Mindestsicherung reicht. Führen 
eigene niedrige Erwerbseinkommen dazu, dass die 
Leistungen der Mindestsicherung um den selbst hin-
zuverdienten Betrag gesenkt werden, dann fehlt der 
fi nanzielle Anreiz, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen 
(„Armutsfalle“).14 Zwar verbleiben auch bei fehlenden 
fi nanziellen Anreizen viele andere Motive, sich um Ar-
beit zu bemühen, wie insbesondere die Aussicht, über 
einen Einstieg ins Erwerbsleben langfristig in höhere 
Einkommensbereiche aufzusteigen, oder die gesell-
schaftlich dominante Arbeitsethik. Aller dings bleiben 
die Anreize im Niedriglohnbereich systematisch nied-
riger als in anderen Ein kommensbereichen. Es wäre 
daher wünschenswert, die Garantie einer Mindestsi-
cherung mit der Möglichkeit, von eigenen Hinzuver-
diensten immer einen größeren Teil behalten zu dür fen, 
zu kombinieren. Dies gelingt, indem das Grundein-
kommen ausnahmslos jedem Gesell schaftsmitglied 
zusteht und alle eigenen Markteinkommen mit Steu-
ersätzen deutlich unter 100% belastet werden. Die 
Struktur einer negativen Einkommensteuer, wie sie 
durch das Grundeinkommen hergestellt werden kann, 
ist zumindest grundsätzlich ein Lösungs ansatz des 
Problems.

Behebung eines Staatsversagens

Die fi nanziellen Leistungsanreize sind beim der-
zeitigen Arbeitslosengeld II gering. Durch eigene 
Erwerbstätigkeit können zwar 100 Euro monatlich 
anrechnungsfrei hinzuverdient werden. Alle darüber 
hinausgehenden Hinzuverdienste werden aber zu min-
destens 80% auf das Arbeitslosengeld II angerechnet. 
Da die fi nanziellen Arbeitsanreize so schwach sind, 
wird hier das Prinzip „Workfare“ angewendet, bei dem 
nur derjenige Anspruch auf die Grundsicherung hat, 
der seine Arbeitsbereitschaft durch kontrollierbare 
Eigenbemühungen nachweist und keinen ihm ange-

14 Vgl. J. To b i n , a.a.O.

botenen Arbeitsplatz ablehnt. Lehnt ein Arbeitsloser 
einen Arbeitsplatz oder die Teilnahme an einer arbeits-
marktpolitischen Maßnahme ab, wird ihm die Grundsi-
cherung gekürzt und im Wiederholungsfall unter Um-
ständen ganz gestrichen. Die Gewährung des gesell-
schaftlich defi nierten Existenzminimums wird hier also 
an die Bedingung der Arbeits bereitschaft gekoppelt.

Um dieses Prinzip anwenden zu können, muss je-
doch in einem ersten Schritt die Arbeitsfähigkeit be-
stimmt werden, da nur bei Arbeitsfähigen die Grund-
sicherung an die Bereitschaft zur Arbeit geknüpft wer-
den kann. In Deutschland fallen auch nur Arbeitsfähige 
in den Zuständigkeitsbereich der Arbeitsagenturen. 
Folglich müssen staatliche Behörden erst die Arbeits-
fähigkeit und dann die Arbeitsbereitschaft überprüfen. 
Die Forderung, Arbeitsfähigkeit und Arbeitsbereit-
schaft durch Behörden testen und feststellen zu las-
sen, spielt auch in der wissenschaftlichen Literatur ei-
ne wichtige Rolle. Beispielsweise sind entsprechende 
Über prüfungen auch in den Konzepten der „Aktivie-
renden Sozialhilfe“ des ifo Instituts15 und der „Magde-
burger Alternative“16 vorgesehen.

Allerdings setzt dies einen überhaupt anwendbaren 
und hinreichend klar umrissenen Begriff der „Arbeits-
fähigkeit“ voraus. Wenn man indes bedenkt, dass 
gerade in der Gruppe der Langzeitarbeitslosen viele 
Personen sind, die auf Grund vielfältiger persönlicher 
Prob leme nur unter bestimmten spezifi schen Umstän-
den arbeiten können, dann wird klar, dass hier erheb-
liche Abgrenzungsschwierigkeiten auftreten müssen.

Hinzu kommt, dass gerade die Arbeitsunwilligen 
ein Motiv haben, sich als arbeitsunfähig auszugeben. 
Folglich werden die Behörden immer Grund zum Miss-
trauen haben, wenn ein Arbeitsloser sich als arbeits-
unfähig bezeichnet. Obwohl Arbeitsunwilligkeit eher 
ein Rand phänomen zu sein scheint, ist sie in Gestalt 
von Faulheitsdebatten in der Öffentlichkeit sehr prä-
sent. Schon heute leiden Arbeitslose unter einer At-
mosphäre des allgemeinen Verdachts. Ob in einem 
solchen Umfeld aber die Behörden die tatsächlich 
Arbeitsunfähigen treffsicher erkennen können, kann 
bezweifelt werden. Oft sind gerade Arbeitsunfähige 
zugleich diejeni gen, die im Umgang mit den Behörden 
am ungeschicktesten sind und diese gerade deshalb 

15 Vgl. H.W. S i n n , C. H o l z n e r , W. M e i s t e r , W. O c h e l , M. We r-
d i n g : Aktivierende Sozialhilfe: Ein Weg zu mehr Beschäftigung und 
Wachstum, in: ifo Schnelldienst, 55 (2002), H. 9, Sonderausgabe; vgl. 
d i e s .: Aktivierende Sozialhilfe 2006: Das Kombilohn-Modell des ifo 
Instituts, in: ifo Schnelldienst, 59 (2006), H. 2, S. 6 ff.
16 Vgl. R. S c h ö b , J. We i m a n n : Kombilohn: Die Magdeburger Alter-
native, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, Band 4 (2003), H. 1, S. 
1 ff.; vgl. d i e s .: Über Hartz IV hinaus, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 85. 
Jg. (2005), H. 7, S. 418-422.
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am wenigsten von ihrer Lage überzeugen können. 
Fehlentscheidungen der Behörden sind aus diesen 
Gründen unvermeidlich.

Solche Fehlentscheidungen bei der Prüfung der 
Arbeitsfähigkeit sind jedoch extrem proble matisch, 
da sie dazu führen können, dass arbeitsunfähigen 
Personen die Grundsicherung gestrichen wird. Das 
bestehende System macht also die Gewährung des 
gesellschaftlich defi nierten Existenzminimums davon 
abhängig, dass staatliche Behörden die Motive und 
Fähigkeiten von Menschen fehlerfrei prüfen und ein-
schätzen können.

Der oft geforderte Test auf Arbeitsbereitschaft führt 
dazu, dass der Staat den Arbeitslosen Arbeitsplätze 
anbieten muss. Mangels einer ausreichenden Zahl an 
Arbeitsplätzen auf dem ersten Ar beitsmarkt erfolgt 
dies oft durch staatlich bewilligte Arbeitsplätze auf 
einem „zweiten Ar beitsmarkt“, wie den so genannten 
Ein-Euro-Jobs.17 Als Ergebnis wird im Bereich gering 
qua lifi zierter Beschäftigung vielfach der Marktme-
chanismus durch staatliche Zuweisung auf staatlich 
kontrollierte Arbeitsplätze ersetzt. Es erscheint jedoch 
klar zu sein, dass bei staat lichen Arbeitszuweisungen 
die Abwägung von Nutzen und Kosten des Arbeits-
verhältnisses für Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht 
in gleicher Weise gelingen kann, wie im Falle frei ein-
gegangener Arbeitsverträge. Die staatlichen Tests 
auf Arbeitsfähigkeit und Arbeitsbereit schaft sind also 
fehlerbehaftet, bedrohen das Existenzminimum und 
erzeugen auf dem Ar beitsmarkt für gering Qualifi zierte 
Ineffi zienzen.

Das Grundeinkommen behebt dieses fatale Staats-
versagen in radikaler Weise, indem die Überprüfung 
von Arbeitsfähigkeit und -bereitschaft keine Voraus-
setzung für die Garantie des Existenzminimums ist. 
Dadurch können nicht nur Kosten, die heute für die 
Kontrolle der Ar beitslosen anfallen, eingespart wer-
den. Vor allem wird die Gefahr, dass der Staat arbeits-
unfähigen Personen das Existenzminimum streicht, 
behoben. Wo das heutige System auf staatliche Kon-
trolle angewiesen ist, um die Menschen zur Arbeit 
zu motivieren, setzt das Grundeinkommen in seiner 
Struktur als negative Einkommensteuer auf marktver-
mittelte fi  nanzielle Anreize. 

Dieser Aspekt reicht in seiner Bedeutung jedoch 
über das ökonomische Argument hinaus: In einer li-
beralen Gesellschaft müssen staatliche Kontrollen der 

17 Da diese Arbeitsplätze nicht als Ersatz für reguläre Beschäftigungs-
verhältnisse eingesetzt werden dürfen, müssen staatliche Behörden 
außerdem kontrollieren, ob Ein-Euro-Jobber tatsächlich nur „zusätz-
lich“ eingesetzt werden. Es dürfte den Behörden jedoch vielfach nicht 
gelingen, die Verdrängung regulärer Beschäftigung durch Ein-Euro-
Jobs zu verhindern.

beschriebenen Art so weit wie möglich unterbleiben. 
Das Grundeinkommen stellt die bedingungslose Aner-
kennung des Existenzminimums für jeden dar. Seine 
Einführung ist somit auch ein gesellschaftspolitisches 
Anliegen.

Probleme der Finanzierung

Die Finanzierung ist als wesentliches Problem des 
Vorschlags anzusehen. Da das Grund einkommen 
vorhandene Mindestsicherungssysteme, Teile der 
Renten- und Arbeitslosen versicherung sowie den 
Grundfreibetrag der Einkommensteuer ersetzen soll-
te, wird nahelie gender Weise ein wesentlicher Finan-
zierungsbeitrag von den Einsparungen in eben diesen 
Bereichen erwartet. Die eingesparten Kosten bei der 
Sozialhilfe, dem Arbeitslosengeld II, gegebenen-
falls dem Kindergeld und der Ausbildungsförderung 
können zur Finanzierung des Grund einkommens di-
rekt herangezogen werden. Insoweit Leistungen der 
Renten- und Arbeits losenversicherung durch das 
Grundeinkommen ersetzt werden, können die ent-
sprechenden Sozialversicherungsbeiträge gesenkt, 
durch Steuern aufkommensneutral ersetzt und diese 
für das Grundeinkommen verwendet werden. Hinzu 
kommt die Möglichkeit, alle Erwerbs einkommen vom 
ersten Euro an zu besteuern, wenn das Existenzmini-
mum durch das Grundeinkommen ohnehin garantiert 
ist und folglich nicht mehr durch einen Steuer-Grund-
freibetrag geschützt werden muss.

Das Ausmaß des Finanzierungsproblems hängt 
von der Höhe und der genauen Ausgestal tung des 
Grundeinkommens ab. Für den Finanzbedarf sind ne-
ben der Höhe des normalen Grundeinkommenssatzes 
für Erwachsene auch die Höhe des Satzes für Kinder 
und die Be handlung von Familien und Lebenspartner-
schaften wichtig.

Die Vorstellungen zur Höhe des Grundeinkommens 
reichen von dem Vorschlag, sich am derzeitigen Ni-
veau der Sozialhilfe bzw. des Arbeitslosengeldes II 
zu orientieren, bis zur Forderung, das Grundeinkom-
men solle „möglichst hoch“ sein. Die Forderung nach 
einem „mög lichst hohen“ Grundeinkommen beruht auf 
dem Gerechtigkeitskonzept von Rawls.18 Dem nach ist 
eine gesellschaftliche Ordnung daran zu messen, wie 
es den am schlechtesten ge stellten Gesellschafts-
mitgliedern in ihr ergeht. Anzustreben ist danach die 
Einkommens verteilung, die für die Ärmsten nachhal-
tig am günstigsten ist. Einkommensunterschiede sind 
dabei sinnvoll, weil durch sie Leistungsanreize gesetzt 
werden, die zu einer hohen Produk tion führen, die 

18 Vgl. J. R a w l s : A Theory of Justice, London, Oxford, New York 1973 
(Erstveröffentlichung 1971).
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auch den Schwächsten der Gesellschaft nutzt. Eine 
völlige Gleichverteilung wäre in dieser Sichtweise des-
halb abzulehnen, weil diese die Arbeitsanreize so stark 
redu zieren würde, dass auch die Bezieher der nied-
rigsten Einkommen Verluste erleiden würden. Folglich 
sollte nach dieser Auffassung das Grundeinkommen 
das höchste Niveau haben, das unter Einbeziehung 
solcher Anreizwirkungen nachhaltig fi nanziert werden 
kann.19

Berechnungen des Grundeinkommens

Ein fi nanzierungsneutrales Grundeinkommen ist 
Gegenstand in der Berechnung bei Straub haar bzw. 
beim HWWI.20 Wird die Gesamtheit aller heutigen di-
rekten Sozialleistungen (ein schließlich der Leistungen 
der Sozialversicherung) von 620 Mrd. Euro (Stand 
2003) gleich mäßig auf die gesamte deutsche Wohn-
bevölkerung aufgeteilt, erhält jeder Einwohner ein 
Grundeinkommen in Höhe von 7525 Euro pro Jahr. 
Dies entspricht bei Alleinstehenden un gefähr der 
derzeitigen Sozialhilfe bzw. dem Arbeitslosengeld II. 
Das Gesamtausmaß der Umverteilung bleibt damit 
so groß wie heute. Ungeklärt ist in der Rechnung die 
Rolle der Krankenversicherung. Werden die Kranken-
versicherungsbeiträge von dem Grundeinkom men 
bezahlt, dann sinkt insbesondere bei Alleinstehenden 
das Grundeinkommen unter das derzeitige Sozialhil-
fe- (bzw. Arbeitslosengeld II-) Niveau. Wird dagegen 
die Gesundheits versorgung durch zusätzliche staatli-
che Hilfen fi nanziert (indem z.B. das Grundeinkommen 
entsprechend aufgestockt wird), verursacht dies zu-
sätzliche Kosten.

Problematisch ist an der Rechnung insbesondere, 
dass Erwerbstätige, die im bestehenden System eine 
Altersrente oberhalb des Grundeinkommens erwarten 
(also die meisten Nor mal- und Gutverdiener, soweit 
sie Mitglied in der gesetzlichen Rentenversicherung 
sind), in Straubhaars Modell ihren heutigen Renten-
anspruch nur durch zusätzliche private Vorsorge er-
reichen können. Da für sie das Grundeinkommen die 
heutige Rente nur unvollkommen substituiert, sind zur 
Erreichung des bisherigen Rentenniveaus zusätzliche 
Vorsorgeaufwen dungen notwendig, sodass für sie ei-
ne Zusatzbelastung entsteht. Diese Zusatzbelastung 
macht das Grundeinkommen teurer als in Straubhaars 
Überschlagsrechnung. Diese wenigen Überlegungen 
zu Straubhaars einfacher Rechnung (die nicht den 
Anspruch erhebt, ein im Detail durchgerechnetes Fi-

19 Vgl. P. Van P a r i j s : Real Freedom for All. What (if anything) can jus-
tify capitalism?, Oxford 1995, S. 38; sowie R. U l m e r : Arbeit und Frei-
heit. Wege aus der Krise der Arbeitsgesellschaft, Berlin 2001, S. 113.
20 Vgl. T. S t r a u b h a a r , a.a.O.; vgl. Hamburgisches WeltWirtschafts-
Institut (HWWI), a.a.O.

nanzierungsmodell zu sein) zeigen bereits eines: Es er-
scheint unvermeidlich, dass selbst ein bescheidenes 
Grundeinkommen, sofern es existenzsichernd sein 
soll, zusätzliche Kosten verursacht, also eine Auswei-
tung der Umverteilung erfordert.

Für das Ausmaß des Finanzierungsproblems sind 
die Höhe des Grundeinkommens, die pri märe Ein-
kommensverteilung und die Steuersätze wesentlich. 
Dabei müssen die Steuer einnahmen ausreichen, um 
– neben allen anderen Staatsausgaben – das Grund-
einkommen selbst fi nanzieren zu können. Die sich 
daraus ergebenden Zusammenhänge von der Höhe 
des Grundeinkommens und der Steuersätze werden 
von Pelzer, Fischer und Richter detailliert un tersucht.21 
Dem Grundeinkommen stehen die zu zahlenden Steu-
ern auf eigenes Markt einkommen gegenüber. Bei Be-
ziehern mittlerer und höherer Markteinkommen sind 
die zu zahlenden Steuern höher als das empfangene 
Grundeinkommen, sie sind folglich Netto zahler im 
Steuer-Transfer-System. Geringverdiener, deren Steu-
erschuld niedriger als das empfangene Grundeinkom-
men ist, sind Nettoempfänger. Wird das Grundein-
kommen bei spielsweise mit bescheidenen 650 Euro 
monatlich festgelegt und eigenes Lohneinkommen mit 
dem festen Satz von 40% besteuert, dann würden al-
le Personen mit einem Bruttolohn bis 1625 Euro Net-
toempfänger von Leistungen des Grundeinkommens 
sein. Damit würde der Kreis der Nettoempfänger bis 
weit in die unteren Mittelschichten hinein ausge weitet, 
was das Finanzierungsproblem enorm verschär-
fen würde. Soll ein Grundeinkommen in existenzsi-
chernder Höhe fi nanzierbar sein, müsste der Steuer-
satz auf selbst erwirtschaf tetes Markteinkommen für 
die Nettoempfänger höher sein. Dann ist die Zahl der 
Nettoemp fänger kleiner, sodass insgesamt das Finan-
zierungsproblem abgemildert wird. 

Deshalb gehen Pelzer, Fischer und Richter davon 
aus, dass der Einkommensteuersatz für Nettoemp-
fänger höher sein sollte als für Nettozahler. Wird bei-
spielsweise bei einem Grund einkommen von 650 Euro 
monatlich die Einkommensteuer für Nettoempfänger 
mit dem ho hen Satz von 70% festgelegt (der damit im-
mer noch günstiger ist als die bestehende Regelung 
beim Arbeitslosengeld II mit Transferentzugsraten von 
80, 90 und 100% ab dem 101. hinzuverdienten Euro), 
dann sind nur noch die Personen mit einem Marktein-
kommen bis 929 Euro Nettoempfänger. Hier besteht 
somit ein Konfl ikt zwischen dem Ziel, das Grundein-
kommen eher hoch anzusetzen, und dem Ziel, durch 

21 Vgl. H. P e l z e r, U. F i s c h e r, a.a.O.; vgl. U. F i s c h e r, E. R i c h t e r, 
H. P e l z e r : Das Transfergrenzen-Modell zur Finanzierung eines be-
dingungslosen Grundeinkommens. Möglichkeiten und Grenzen, Dis-
kussionspapier, Ulm 2006.
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niedrige Steuersätze auch im Niedriglohnbereich fi -
nanzielle Leistungsanreize zu stärken. 

In den Berechnungen von Pelzer, Fischer und Richter 
werden noch nicht die Folgen, die ein Grundeinkom-
men für die wirtschaftliche Entwicklung hätte, berück-
sichtigt. Eine entschei dende Frage der Finanzierung 
ist, wie sich die Einführung des Grundeinkommens auf 
Leis tungsbereitschaft und Produktion und damit auch 
auf die Höhe der besteuerbaren Einkom men auswirkt. 
Da mit dem Grundeinkommen die Existenzsicherung 
vom Druck zur Auf nahme einer Erwerbsarbeit gelöst 
wird, kann das Arbeitsangebot sinken, insbesonde-
re bei gering Qualifi zierten, sodass es hier zu Pro-
duktionseinbußen kommt. Die erhöhten Steuern auf 
Markteinkommen, durch die das Grundeinkommen 
zu fi nanzieren ist, bremsen die Leis tungsbereitschaft 
der Arbeitskräfte und Kapitalgeber zusätzlich. Dies gilt 
grundsätzlich auch bei der Finanzierung durch indi-
rekte Steuern, da auch sie den realen Wert der Markt-
einkommen senken. Der „excess burden“, der bei fast 
jeder Besteuerung auftritt, wirkt als Bremse des wirt-
schaftlichen Wachstums. Das Grundeinkommen redu-
ziert somit seine ei gene Finanzierungsbasis.

Diesen negativen Effekten stehen indes positive 
Wirkungen für das Wirtschaftswachstum gegenüber. 
Die mit dem Grundeinkommen verbundene Lockerung 
des Zusammenhangs von sozialen Sicherungssyste-
men und Arbeitskosten kann, wie oben dargestellt, po-
sitive Beschäftigungs- und damit Wachstumseffekte 
auslösen. Hinzu kommen aktivierende Wirkungen, die 
darauf beru hen, dass das Existenzminimum verläss-
licher als bisher abgesichert ist. Die bessere soziale 
Absicherung kann die Risikobereitschaft steigern und 
so zu einer Zunahme unternehmeri schen Engage-
ments führen. Es kann auch zu Effi zienzsteigerungen 
beim Einsatz des Fak tors Arbeit kommen. Denn die 
Mobilität und Flexibilität von unselbstständig Beschäf-
tigten könnten steigen, wenn die negativen Folgen bei 
einer berufl ichen Fehlentscheidung be grenzt werden.

Jedoch ist die Bedeutung einiger dieser Wirkungen 
für das Wirtschaftswachstum insgesamt als eher ge-
ring einzustufen. Denn die Hauptbegünstigten des 
Grundeinkommens wären ge ring Qualifi zierte und 
Erwerbsgeminderte, also Gruppen, die ohnehin nur 
relativ kleine Bei träge zur Produktion und zur Inno-
vationsdynamik leisten können. Folglich wären die 
Wachstumseffekte bei ihrer Aktivierung nur schwach. 
Umgekehrt würde auch ein Rückgang ihrer Leistungs-
bereitschaft (etwa durch den relativ hohen Steuersatz 
auf Erwerbseinkünfte für Nettoempfänger des Grund-
einkommens) nur einen geringen Bremseffekt für die 
Wirt schaftsentwicklung darstellen. 

Weitere aktivierende Effekte treten vermutlich vor 
allem bei den unbezahlten Arbeiten in der Familie 
und im Ehrenamt auf. Ein Finanzierungsbeitrag zum 
Grundeinkommen selbst ist da von jedoch nicht oder 
nur indirekt zu erwarten, da die Früchte solcher Arbei-
ten zwar die ge sellschaftliche Wohlfahrt erhöhen, aber 
nicht besteuert werden können.

Inwieweit die bremsenden durch die aktivierenden 
Effekte abgemildert oder aufgehoben werden, müss-
te noch genauer erforscht werden und lässt sich ver-
mutlich im Voraus über haupt nicht sicher bestimmen. 
Geht man vorsichtigerweise von einer leicht pessimis-
tischen Einschätzung aus, dann ist insgesamt damit 
zu rechnen, dass die graduelle Entkopplung von Ein-
kommen und Leistung, die durch das Grundeinkom-
men generell eintritt, umso stärker als Bremse der 
Produktion wirkt, je höher das Grundeinkommen ist. 
Folglich muss zwischen dem Ziel, ein hohes Grundein-
kommen zu gewähren, und dem Ziel, fi nanzielle Leis-
tungsanreize zu erhalten, ein Kompromiss gefunden 
werden. Eine absolute materielle Obergrenze für je des 
Grundeinkommen liegt dort, wo durch das Grundein-
kommen die Leistungsbereitschaft insgesamt so stark 
reduziert wird, dass seine eigene Finanzierung nicht 
mehr gesichert ist.

Fazit

Mit dem Grundeinkommen könnte der Sozial-
staat wesentlich einfacher, transparenter und in sich 
schlüssiger gestaltet werden. Der Produktionsfak-
tor Arbeit würde von den Kosten der sozialen Siche-
rungssysteme entlastet werden. Vor allem wäre es 
das Ende der problemati schen staatlichen Kontrollen 
von Arbeitsfähigkeit und -bereitschaft und der staatli-
chen Ar beitszuweisungen im Niedriglohnbereich. Das 
Grundeinkommen wäre die Anerkennung ei ner bedin-
gungslosen Existenzsicherung für alle Gesellschafts-
mitglieder.

Somit ist das Grundeinkommen ein sinnvoller Vor-
schlag zur zeitgemäßen Weiterentwicklung des Sozi-
alstaates. Dabei sind jedoch die Finanzierungsmög-
lichkeiten als Grenzen der Um setzbarkeit stets einzu-
beziehen. Diese Grenzen sind nicht sicher prognosti-
zierbar, weil im Voraus nicht bekannt ist, inwieweit sich 
das Grundeinkommen auf die Produktion negativ oder 
auch positiv auswirkt. Zum einen besteht hier weiterer 
Forschungsbedarf, zum anderen können durch Zwi-
schenschritte in Richtung auf ein Grundeinkommen 
– wie die Abschaffung von Kontrollen der Arbeitsbe-
reitschaft, Zusammenlegung einzelner staatlicher 
Transfers oder die Erhöhung des Steueranteils an der 
Finanzierung von Sozialleistungen – dazu Erfahrun gen 
gesammelt werden.


